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Entwurf eines Zweiten Gesetzes 


zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für Angehörige des öffentlichen Dienstes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz zur Regelung der Wiedergut- 
machung nationalsozialistischen Unrechts für 
Angehörige des öffentlichen Dienstes vom 
11. Mai 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 291) in 
der Fassung der Gesetze vom 7. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 15) sowie vom 18. März 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 137) wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1. § 2 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Absatz 1 findet auf Beamte, An- 
gestellte, Arbeiter und Versorgungs- 
empfänger von Körperschaften, An- 
stalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts, die keine Gebietskörperschaften 
sind (Nichtgebietskörperschaften), so- 
wie von Verbänden von Gebietskörper- 
schaften, Nichtgebietskörperschaften 
und sonstigen Einrichtungen der Öffent- 
lichen Hand nur Anwendung, sofern 
sie durch eine von der Bundesregierung 
mit Zustimmung des Bundesrates zu 
erlassende Rechtsverordnung in die Re- 
gelung dieses Gesetzes einbezogen 
werden." 

2. § 3 erhält folgende Fassung: 

„(1) Wiedergutmachung wird nur 
gewährt, wenn der Berechtigte 

1. seinen Wohnsitz oder dauernden 
Aufenthalt bis zum 31. März 1951 
im Bundesgebiet genommen hat oder 

2. nach diesem Zeitpunkt im Bundes- 
gebiet seinen Wohnsitz oder dauern- 
den Aufenthalt genommen hat 


a) als Heimkehrer (§ 1 des Heim- 
kehrergesetzes) oder 

b) im Anschluß an die Aussiedlung 
(§ 1 Abs. 2 Nr. 3 des Bundesvcr- 
triebenengesetzes), sofern die zur 
Entscheidung über den Wieder- 
gutmachungsantrag zuständige 
Behörde oder Verwaltungsstelle 
die Anerkennung als Aussiedler 
für dieses Gesetz ausspricht, oder 

c) im Anschluß an die Rückkehr 
aus fremden Staaten, wenn er vor 
Ablauf des 8. Mai 1945 seinen 
Wohnsitz oder dauernden Auf- 
enthalt aus dem Reichsgebiet in 
seinen jeweiligen Grenzen in das 
Ausland verlegt hatte, oder vor 
oder nach diesem Zeitpunkt im 
Zuge der allgemeinen Vertrei- 
bungsmaßnahmen, insbesondere 
Ausweisung oder Flucht, nach 
dem Ausland gelangt war.“ 

(2) Personen, die nach dem 31. März 
1951 im Bundesgebiet ihren Wohnsitz 
oder dauernden Aufenthalt genommen 
haben, können durch die zur Entschei- 
dung über den Wiedergutmachungs- 
antrag zustehende Behörde oder Ver- 
waltungsstelle bei Vorliegen der Vor- 
aussetzungen des § 3 des Bundesver- 
triebenengesetzes den in Absatz 1 Nr. 1 
bezeichneten Personen gleichgestellt 
werden. Eine nach § 4 Abs. 2 des Ge- 
setzes zur Regelung der Redits Verhält- 
nisse der unter Artikel 131 des Grund- 
gesetzes fallenden Personen vom 
11. Mai 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 307) 

in der Fassung des Gesetzes vom 

(Bundesgesetzbl. I S. .'...) erfolgte 
Gleichstellung gilt zugleich als Gleich- 
stellung gemäß vorstehendem Satz. 



(3) Personen, die die Voraussetzun- 
gen der Absätze 1 oder 2 nicht erfüllen, 
aber im Wege der Familienzusammen- 
führung im Bundesgebiet ihren Wohn- 
sitz oder dauernden Aufenthalt be- 
gründet haben, weil sie infolge körper- 
licher oder geistiger Gebrechlichkeit 
ständiger Wartung und Pflege bedür- 
fen oder mindestens siebzig Jahre alt 
sind, können in die Regelung dieses Ge- 
setzes einbezogen werden. Als Familien- 
zusammenführung ist nur die Aufnahme 
durch den Ehegatten oder Verwandte 
gerader Linie oder der Seitenlinie bis 
zum zweiten Grade (Geschwister) an- 
zusehen.“ 

3. Im § 8 Abs. 1 Satz 1 werden im Ende der 
Zahl „3“ das Wort „oder“ und folgende 
Nr. 4 eingefügt: 

„4. die die freiheitliche, demokratische 
Grundordnung im Sinne des Grund- 
gesetzes bekämpfen“. 

4. § 22 wird durch folgenden Absatz 5 er- 
gänzt: 

„(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten ent- 
sprechend, wenn die Schädigung im Be- 
reich einer Einrichtung im Sinne des 
§ 2 Abs. 2 stattgefunden hat.“ 

5. Als neuer § 24 a wird eingefügt: 

4 24 a 

Können Urkunden, die für die Geltend- 
machung von Ansprüchen nach diesem 
Gesetz erforderlich sind, nicht beige- 
bracht werden, so können als Beweis- 
mittel auch eidesstattliche Versicherun- 
gen von Zeugen oder notfalls des An- 
tragstellers selbst zugelassen werden. 
Zuständig für die Abnahme eidesstatt- 
licher Versicherungen (§ 156 des Reichs- 
strafgesetzbuches) ist in diesen Fällen 
auch die Dienststelle, die für die Ent- 
scheidung über die geltend gemachten 
Ansprüche zuständig ist.“ 

6. § 25 wird durch folgenden Absatz 3 er- 
gänzt: 

„(3) Oberste Dienstbehörde für die 
Geschädigten der im § 20 Abs. 5 
Buchst, a bis e des Bundesbahn- 


gesetzes vom 13. Dezember 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 955) genannten 
Eisenbahnen ist der Vorstand der Deut- 
schen Bundesbahn.“ 

7. Als neuer § 27 a wird eingefügt: 

4 27 a 

Ist eine Einrichtung im Sinne des § 2 
Abs. 2 zur Wiedergutmachung ver- 
pflichtet, so finden die §§ 25 bis 27 
keine Anwendung. Das Verfahren 
regelt sich in diesen Fällen nach dem 
Vierten Abschnitt des Bundesergän- 
zungsgesetzes zur Entschädigung für 
Opfer der nationalsozialistischen Ver- 
folgung vom . . . 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. . . .) mit Ausnahme der §§ 82, 90, 91 
und 95.“ 

8. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) als neuer Absatz 2 wird eingefügt: 

„(2) Die Wiedergutmachung ist 
zu entziehen, wenn ein Geschädigter 
die freiheitliche, demokratische 
Grundordnung im Sinne des Grund- 
gesetzes bekämpft.“ 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 


Artikel II 

1. § 24 gilt für Personen, die durch Artikel I 
dieses Gesetzes in die Regelung des Wieder- 
gutmachungsgesetzes für Angehörige des 
öffentlichen Dienstes einbezogen werden, 
mit der Maßgabe, daß Wiedergutmachungs- 
anträge bis zum 31. Juli 1954 zu stellen 
sind. 

2. Soweit Versorgungsbezüge zu gewähren 
sind, beginnt die Zahlung der laufenden 
Bezüge mit dem Ersten des Monats, in dem 
der Antrag auf Wiedergutmachung gestellt 
worden ist. Anträge, die innerhalb einer 
Frist von sechs Monaten nach Verkündung 
dieses Gesetzes gestellt werden, gelten als 
in diesem Zeitpunkt gestellt. 

3. Sind Wiedergutmachungsanträge von Per- 
sonen, die erst durch dieses Gesetz in die 
Regelung des Wiedergutmachungsgesetzes 
für Angehörige des öffentlichen Dienstes 
einbezogen werden, bisher durch unan- 



fechtbaren Bescheid oder rechtskräftige ge- 
richtliche Entscheidung abgelehnt worden, 
so ist auf Antrag durch neuen Bescheid 
über den Anspruch zu befinden. Die 
Rechtskraft einer gerichtlichen Entschei- 
dung steht dabei nicht entgegen. 

4. § 33 gilt auch für Verfahren, die auf Grund 
dieses Gesetzes ihre Erledigung finden. 

5. Soweit Personen, die am Tage der Ver- 
kündung dieses Gesetzes im Bundesgebiet 
oder Berlin (West) ihren Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt haben, nach der bis- 
herigen Fassung des § 3 Rechte geltend 
machen konnten, verbleibt es dabei. Ent- 
sprechendes gilt für Personen, die nach dem 
23. Mai 1949 und vor dem 1. April 1951 
ihren Wohnsitz oder dauernden Aufent- 
halt aus dem Bundesgebiet oder Berlin 
(West) verlegt haben. 


Artikel III 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Gesetzes über die Stellung des 
Landes Berlin im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Lande 
Berlin. 

Artikel IV 

Artikel II und III dieses Gesetzes gelten 
auch für Personen, die Ansprüche aus dem 
Gesetz zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für die im 
Ausland lebenden Angehörigen des öffent- 
lichen Dienstes vom 18. März 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 137) herleiten. 

Artikel V 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
1. April 1951 in Kraft. 
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